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Immer Willkommen – 
Ugandas Flüchtlingspolitik

Mit nichts als den Kleidern 
am Leib war auch Famili-
envater Pierre Karimumu-
jango mit seiner Frau und 
den drei Kleinkindern Ende 
2015 aus seinem Dorf in 
Burundi geflüchtet. Zu Fuß 
und mit dem Bus hat sich der 
Bauer über tausend Kilome-
ter bis nach Uganda durch-
geschlagen, um dort Schutz 
zu suchen. Wenige Monate 
später steht er stolz vor sei-
ner neuen, kleinen Hütte, 
harkt mit Liebe seinen 
Maniok-Acker. Bald wird 
er zum ersten Mal ernten: 
»Wir haben Asyl bekommen 
und ein Stück Land, und ich 
bin glücklich, dass wir in 
Uganda Frieden gefunden haben«, sagt 
der 39-Jährige.

So wie der Burundier Karimumu-
jango überqueren täglich Hunderte, 
manchmal gar Tausende verzweifelte 
Menschen die Grenzen nach Uganda. 
Das kleine Land in Ostafrika hat eine 
der weltweit liberalsten Flüchtlings-
politiken. Über eine Millionen Men-
schen suchen derzeit in Uganda Schutz. 
Mittlerweile steht in dem kleinen Land, 
das selbst nur 39 Millionen Einwoh-

schen sind geflohen, die 
meisten nach Uganda, weil 
sie wissen, dass sie sich hier 
auch langfristig niederlas-
sen können. Kein anderes 
afrikanisches Land versorgt 
so viele Flüchtlinge. 

Ugandas ältestes Flücht-
lingslager Nakivale ist über 
20 Jahre alt und wirkt mit 
seinen über 100 000 Ein-
wohnern wie eine Klein-
stadt: eine weitläufige Sied-
lung, gelegen im unbe-
siedelten Südwesten des 
Landes zwischen grünen 
Hügeln, wo auch der burun-
dische Bauer Karimumuja-
ngo sein Haus gebaut hat. 
Flüchtlinge der verschie-

denen Nationalitäten haben sich in 
Stadtteilen zusammengefunden und 
benennen diese nach ihren Heimatstäd-
ten in Ruanda, Somalia, Eritrea: 
»Klein-Kigali«, »Klein-Mogadischu« 
oder »Klein-Asmara« steht auf Hin-
weisschildern, die durch das Lager füh-
ren. Jeder Krieg in der Region hat hier 
seine Spuren hinterlassen. So stamp-
fen burundische Flüchtlinge wie Kari-
mumujango auf einem weiteren Hügel 
»Klein-Bujumbura« aus dem Boden. 

ner zählt, das größte Flüchtlingslager 
Afrikas. 

Uganda präsentiert sich gern als sta-
bile Insel im krisen geschüttelten Her-
zen des Kontinents: Im Nachbarland 
Kongo herrscht seit über 20 Jahren 
Bürgerkrieg. Im nördlich gelegenen 
Südsudan brach  2015 der Krieg wieder 
aus. 1,8 Millionen Südsudanesen haben 
seitdem ihre Heimat verlassen, die mei-
sten flohen nach Uganda. In Burundi 
terrorisiert die Staatsmacht seit 2015 
die Bevölkerung. Über 400 000 Men-

Uganda gilt als stabile Insel im krisengeschüttelten Herzen Afrikas, das Flüchtenden aus dem Südsudan und vie-
len anderen kriegs- und krisengeschüttelten Nachbarländern Zuflucht bietet. Uganda ist weltweit bekannt für 
seine liberale Flüchtlingspolitik.

Von Simone Schlindwein
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der in Ugandas Flüchtlingslagern groß 
wurde und zur Schule gegangen war. 

Uganda: Verlierer der neuen 
EU-Verhinderungspolitik 

Im Zentrum der Flüchtlingssied-
lung Nakivale, wo die Lagerlei-
tung ihre Büros hat und die Hilfsgü-
ter und Lebensmittel verteilt werden, 
herrscht geschäftiges Treiben: In den 
engen Gassen reihen sich Tischlereien, 
Schneidereien, Werkstätten, Apothe-
ken und Läden aneinander, alle von 
Flüchtlingen betrieben. Viele bringen 
ihre Nähmaschinen, Werkbänke, Werk-
zeuge oder gar die Getreidemühle mit 
nach Nakivale. Der Betreiber eines 
Internetcafés war mitsamt seinen Com-
putern geflohen und hatte sie im Lager 
wiederaufgebaut. Hier sitzen Jugend-
liche vor den Bildschirmen und chat-
ten online mit ihren ehemaligen Schul-
freundInnen aus der Heimat in anderen 
Lagern der Region. 

Aus den Krisenländern retten sich 
auch die UnternehmerInnen und der 
berufstätige Mittelstand, Kleingewer-
betreibende. In Kampala sieht man mit-
telständische Autos mit burundischen 
oder südsudanesischen Kennzeichen, 
die sogenannten urbanen Flüchtlinge, 
die über ausreichend Eigenkapital ver-
fügen, um sich damit für einige Zeit 
über Wasser zu halten. Die meisten 
schlagen mit ihrem ganzen Ersparten 
im Kofferraum auf, um sich ein neues 
Leben aufbauen: Sie mieten ein Haus, 
eröffnen ein Geschäft oder Restaurant, 
betreiben Handel mit ihren Verwand-
ten in der Heimat. Sie zahlen im Best-
fall sogar Steuern und stellen ein paar 
UganderInnen ein. 

»Uganda hat eine sehr offenher-
zige Flüchtlingspolitik und profitiert 
langfristig auch wirtschaftlich davon«, 
bestätigt Charly Yaxley vom UNHCR. 
Das UN-Welternährungsprogramm 
WFP kauft die Lebensmittel, die es an 
die frisch ankommenden Flüchtlinge in 
den Auffanglagern verteilt, von loka-
len Bauern ein, zu einem fairen Preis. 
Das hilft Ugandas Landwirtschaft. 

Jede Familie wie die von Bauer Kari-
mumujango, bekommt von der Regie-
rung einen Acker zugewiesen, den sie 
bepflanzen darf. Bis auf dem Acker 
etwas wächst, verteilt das UN-Welter-
nährungsprogramm WFP (World Food 
Programme) Lebensmittel: Reis, Boh-
nen, Öl, Salz und Milchpulver für die 
Kinder. 

»Obwohl wir eine sehr offenher-
zige Politik verfolgen, ist die Versor-
gung der Flüchtlinge, wenn sie in Mas-
sen kommen, eine enorme Herausfor-
derung«, sagt Ugandas Flüchtlingsmi-
nister Musa Ecweru. Die internatio-
nale Hilfe wird jedoch immer weniger, 
da auch Europa mit dem Flüchtlings-
ansturm klarkommen muss und die 
Hilfsgelder woanders hinfließen. Das 
UNHCR spricht derzeit weltweit von 
»der größten Flüchtlingskrise seit 
dem Ende des Zweiten Weltkriegs« 
und lobt Uganda für sein Engagement. 
Die traditionellen Geber, darunter auch 
Deutschland und die EU, würden aller-
dings immer weniger in die Töpfe ein-
zahlen. Demnach steht das kleine Land 
derzeit mit all den Flüchtlingen fast 
alleine da. 

Ugandas liberale Flüchtlingspolitik 
hat eine lange Geschichte: Schon wäh-
rend des Zweiten Weltkrieges nahm 
Uganda polnische Juden auf. Während 
der 1970er- und 1980er-Jahre waren 
viele UganderInnen selbst Flücht-
linge, erinnert der Minister: »Wir wur-
den damals gut behandelt, deswegen 
wollen wir heute unsere Nachbarn 
gut behandeln, wenn sie Probleme zu 
Hause haben.« Ugandas heutiger Prä-
sident Museveni hat im Exil in Tansa-
nia seine Guerillabewegung gegründet, 
seine jungen Kämpfer in den Flücht-
lingslagern rekrutiert, die 1986 letzt-
lich das Land eroberten und bis heute 
die Regierung stellen. Aus dieser Per-
spektive heraus würden die Flüchtlinge 
in Uganda nicht als Ballast, sondern als 
Potenzial wahrgenommen, als die Prä-
sidenten von morgen. Als Beispiel hier-
für steht stets Paul Kagame, der heutige 
Präsident des Nachbarlandes Ruanda, 

Eine im Oktober 2016 veröffentlichte 
WFP-Studie besagt: Jeder Acker, der 
einer Flüchtlingsfamilie zur Verfügung 
gestellt wird, generiert umgerechnet 
rund 200 Euro Profit jährlich. Das ist 
viel in Uganda. 

Ugandas Präsident Museveni ist ein 
wichtiger Fürsprecher der Idee der AU 
(African Union), innerhalb des Kon-
tinents die Visapflicht abzuschaffen 
oder gar einen einzigen AU-Reise-
pass einzuführen. Er ist klar gegen die 
von der EU bevorzugte Migrations-
abwehr und Schließung der Grenzen: 
»Unsere Leute sollten nicht auf gefähr-
lichen Reisen über das Mittelmeer ster-
ben, in der Hoffnung auf ein besse-
res Leben«, so Museveni in der Eröff-
nungsrede. »Migration ist vielmehr 
dafür bekannt, die älteste Abhilfe für 
Armut und Anlass positiver Entwick-
lung zu sein, wenn sie gut gemanagt 
wird«, betonte er. Die meisten Migran-
tInnen und Flüchtlinge seien jung, im 
arbeitsfähigen Alter. Diese Arbeitskraft 
ließe sich doch gut nutzen, auch in der 
EU. Wie das funktioniere, zeige das 
Beispiel Uganda. 

Allerdings gibt es auch Schwierig-
keiten und Unklarheiten bei der prak-
tischen Umsetzung der ugandischen 
Flüchtlingspolitik. Zu Beginn des Jah-
res 2018 wurden einige Fälle von Kor-
ruption bekannt, die die Finanzen des 
Flüchtlingsministeriums betrafen. Es 
wurde lückenlose Aufklärung verspro-
chen, diese kostet natürlich wiederum 
Geld. Auch wird die mangelhafte Über-
wachung der Verwendung der Pro-
jektgelder von der UNHCR kritisiert. 
Obwohl es noch viel Verbesserungs-
bedarf und diverse Problemfelder in 
der Flüchtlingspolitik Ugandas gibt, ist 
es auch ein Faktum, dass Uganda der-
zeit über einer Million schutzsuchen-
den Menschen ein Zuhause und die 
Hoffnung auf ein neues, friedliches 
Leben bietet. 
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Die Diskussion über die Einführung 
einer gesetzlichen Impfpflicht ist nicht 
neu. Derzeit wird gerade in Österreich 
wieder lebhaft über die Einführung 
einer Impflicht gegen Masern disku-
tiert, weil es zu einer nennenswerten 
Zahl von Masernerkrankungen gekom-
men ist.

Nach Informationen der Weltge-
sundheitsorganisation (WHO) müs-
sen mindestens 95 % aller Kinder mit 
zwei Impfdosen geimpft werden, um 
Masernausbrüche zu verhindern. Säug-
linge vor dem neunten Monat, Schwan-
gere und Personen mit geschwächtem 
Immunsystem, die nicht geimpft wer-
den können, sind bei einer Durchimp-
fungsrate von 95 % mit geschützt.

Auch wenn Masern zu den soge-
nannten „Kinderkrankheiten“ zählen, 
kann diese Krankheit einen durchaus 
schwerwiegenden Verlauf nehmen. Bei 
etwa 20 % der Erkrankungen treten 
überdies Komplikationen auf, die zu 
potentiell lebensgefährlichen Folgen 
und zu bleibenden Schäden führen kön-
nen. Gleichzeitig darf nicht überse-
hen werden, dass Impfen Nebenwir-
kungen haben kann. Ohne diese gering 
zu reden, sind sie in aller Regel jedoch 
vorübergehend und von leichter Natur. 
Vor diesem Hintergrund wird in Öster-
reich derzeit das Impfen von Kindern 
insbesondere gegen Masern (im Rah-
men der Masern-, Mumps- und Röte-
limpfung) empfohlen und dringend 
angeraten.

Dennoch entscheiden sich einige 
Personen dagegen, sich und vor allem 
ihre Kinder gegen Masern und andere 
Krankheiten impfen zu lassen. Die 
Motive sind ganz unterschiedlich. Ver-
breitet ist die Sorge, gerade kleine Kin-
der mit einem hoch wirksamen Arz-
neistoff impfen zu lassen und damit in 
deren Körper einzugreifen. Auch Angst 

vor den Impfnebenwirkungen mag eine 
Rolle spielen. 

Ist die Impfpflicht eine Verletzung 
von Grundrechten? 

Wie ist nun vor diesem Hintergrund die 
Einführung einer gesetzlichen Impf-
pflicht, insbesondere gegen Masern, 
grundrechtlich zu bewerten? Die in 
Österreich geltenden Grundrechte 
schützen im Grundsatz die Entschei-
dung, ob man sich und seine Kinder 
impfen lässt. Das in Artikel 8 der Euro-
päischen Menschenrechtskonven-
tion geschützte Recht auf Privatleben 
umfasst auch den grundrechtlichen 
Schutz der Selbstbestimmung über den 
eigenen Körper. Jeder medizinische 
Eingriff, also auch eine Impfung, kann 
daher nur mit der Zustimmung des oder 
der Betroffenen erfolgen. Sollte eine 
Pflicht zum Impfen etwa gegen Masern 
gesetzlich eingeführt werden, liegt 
darin eine Beschränkung des Grund-
rechts auf Selbstbestimmung über den 
eigenen Körper vor. JuristInnen spre-
chen in diesem Fall von einem Grund-
rechtseingriff. 

Allerdings stellt nicht jeder Grund-
rechtseingriff zugleich auch eine ver-
fassungswidrige Grundrechtsverlet-
zung dar. Der Gesetzgeber ist unter 
bestimmten Voraussetzungen berech-
tigt, zum Schutz öffentlicher Interessen 
und zum Schutz der Rechte und Frei-
heiten dritter Personen Grundrechte 
einzuschränken. Voraussetzung ist, 
dass ein solcher Grundrechtseingriff 
angemessen und verhältnismäßig ist. 
Der Gesetzgeber hat eine Interessenab-
wägung zwischen dem Interesse des 
Grundrechtsberechtigten auf Gewähr-
leistung seines Grundrechts auf Selbst-
bestimmung über den eigenen Körper 
auf der einen Seite und dem Schutz der 
öffentlichen Interessen auf der ande-

ren Seite vorzunehmen. Diese Abwä-
gung kann nur im Hinblick auf eine 
bestimmte Impfung mit ihren positiven 
und negativen Auswirkungen vorge-
nommen werden. Die Einführung einer 
Impfpflicht gegen Masern würde dem 
Schutz der Gesundheit der Bevölke-
rung dienen. 

In der grundrechtlich gebote-
nen Abwägung zwischen den betrof-
fenen Interessen ist zugunsten der 
Personen, die Impfungen ablehnen, 
deren Beschränkung in ihrer Selbst-
bestimmung über den eigenen Körper 
zu berücksichtigen. Dies umso mehr, 
als bekanntermaßen durch Impfungen 
auch Nebenwirkungen auftreten kön-
nen. Auf der anderen Seite ist das Ziel, 
die Bevölkerung gegen Masernaus-
brüche zu schützen und dabei gerade 
auch Personen, die nicht geimpft wer-
den können, in den Schutz einzube-
ziehen, ein öffentliches Interesse von 
besonders hohem Gewicht. Im Hin-
blick auf diese Interessenlage erscheint 
es angemessen, eine gesetzliche Pflicht 
zur Impfung gegen Masern einzufüh-
ren. Auch wenn damit Grundrechte der 
Impfgegner beschränkt werden, über-
wiegen doch die öffentlichen Interes-
sen am Gesundheitsschutz.

Die gesetzliche Vorschreibung einer 
Impfpflicht gegen Masern würde nicht 
gegen Grundrechte verstoßen. Das 
bedeutet aber nicht, dass der Gesetz-
geber nun verpflichtet wäre, eine sol-
che gesetzliche Impfpflicht einzufüh-
ren. Ob er diesen Schritt geht, ist eine 
politische Entscheidung. Es muss sorg-
fältig überlegt werden, ob das Ziel – 
ein möglichst hoher Durchimpfungs-
grad in der Bevölkerung – am besten 
mit einer gesetzlichen Impfpflicht 
oder aber durch andere Maßnahmen, 
wie etwa Informationskampagnen, zu 
erreichen ist. 

Gesetzliche Impfpflicht – 
verfassungsrechtliche Überlegungen
Wie sinnvoll ist die Einführung einer gesetzlichen Impfpflicht? Öffentli-
ches Interesse oder Selbstbestimmung – ein Widerspruch?

Univ.-Prof.in Dr. in Katharina Pabel
Institut für Verwaltungsrecht, JKU Linz



4

Spannungsfeld
Non-Profit-Organisationen  

PROFIT Organisationen, die zu einem 
Großteil öffentliche Gelder erhalten 
und strengen staatlichen Kontrollen 
unterliegen. Diese sozialen Organisa-
tionen sind Ausdruck einer organisier-
ten Zivilgesellschaft in Form von Ver-
einen und gemeinnützigen GmbHs. Sie 
alle leisten einen wesentlichen Beitrag 
dazu, dass wir in einem sicheren Land 
mit hohen Standards leben können. 

Die Betätigungsfelder von NPOs 
sind äußerst vielfältig, wie man am 
Roten Kreuz, einer Behindertenorgani-
sation oder einem Pflegedienst sieht. 
Bunt sind auch deren Organisations-
formen mit ehrenamtlichen und haupt-
amtlichen MitarbeiterInnen, einfachen 
Führungsstrukturen oder auch etablier-
ten Managementsystemen – je nach 
Form oder Größe und Vorgaben durch 
die FördergeberInnen. 

Kritik an Regierenden

Die MitarbeiterInnen der NPOs sind 
und waren schon immer tätig, wo 
Unterstützung nötig ist. Sie sehen daher 
auch häufiger nicht nur die persön-
lichen Probleme, sondern auch die 
gesellschaftlichen Ursachen von Armut 
und Krankheit. Und das fördert bei 
einigen die Kritik an den Verantwort-
lichen (Regierenden) als MahnerInnen 
für gelebte Solidarität. Diese Kritik 
wird aktuell nicht gerne gehört. Wenn 
ExpertInnen sich nach Entscheidungen 
der Regierung öffentlich beschwe-
ren, dass ihr Wissen ignoriert wurde, 
dann kommt die Retourkutsche von 
Regierungsverantwortlichen, die sie als 
„sogenannte ExpertInnen“ bezeichnen 
und damit abqualifizieren. Durch eine 
wirklich gelungene Message Control 
lässt die Regierung die Puppen so tan-
zen, wie es ihr gefällt: „Bist du nicht für 
mich, dann bist du gegen mich“. Ist das 
Zeichen einer pluralistischen Demo-

kratie?
Ein Schelm ist, wer darin kein klares 

Muster erkennen will. Wenn wir zum 
Schluss kommen, dass die Regierung 
nicht bloß die neoliberale Sparpolitik 
im NPO Bereich von früheren Regie-
rungen fortsetzen will, dann bilden ihre 
Entscheidungen und stetig bedienten 
Narrative einen klaren Kurswechsel hin 
zu einer autoritären Agenda. Vielfalt 
und Komplexität im Zusammenleben 
werden durch Homogenität und verein-
fachende Wenn-dann Logiken ersetzt. 
Und das ist die Strategie rechtspopu-
listischer Regierungen! Eine Hoff-
nung, diesen eingeschlagenen Weg ver-
fassungskonform zurecht zu weisen, 
scheint weniger die Opposition, als das 
Vertrauen auf unabhängigen Entschei-
dungen von Höchstgerichten zu sein. 
Eine intakte Justiz ist die 3. Säule in der 
Demokratie und braucht die nötigen 
finanziellen Mittel, um den Rechtsstaat 
aufrecht zu erhalten.

Und irgendwie ist die bediente Hoff-
nung nach Einfachheit und Verallge-
meinerung schon verständlich: Das 
Versprechen des Wachstums und der 
kontinuierlichen Verbesserung in der 
2. Hälfte des 20. Jahrhunderts bröckelt 
und das sorgt viele, und es nährt die 
Angst vor einem sozialen Abstieg. Und 
da ist es für viele schon stabilisierend 
zu wissen, dass es andere gibt, denen es 
noch schlechter gehen soll und genau 
das wird von der Regierung vorange-
trieben. 

Wer heute an den Betätigungsfeldern 
der Zivilgesellschaft signifikant rüttelt, 
wer soziale Arbeit abwertet und zivil-
gesellschaftliches Engagement z. B. als 
Willkommensklatscher diffamiert, der 
propagiert ein simples und spaltendes 
Weltbild. Genau dagegen und für das 
Bekenntnis zur pluralistischen Demo-
kratie sind auch mündige BürgerInnen 

Durch die österreichische Regie-
rung ist das Herabwürdigen von sozi-
alen Organisationen, wie z. B. Cari-
tas oder Diakonie, Mode geworden. 
Entsprechende Illustrationen werden 
von RegierungsvertreterInnen fast im 
Wochentakt geboten. Auch werden von 
der Regierung Feindbilder geschaf-
fen und bedient. Wenn Sozialhilfelei-
stungen mit Missbrauch in Verbin-
dung gebracht werden, dann schafft die 
Regierung eine alternative Erzählung 
zur solidarischen Gesellschaft, die ein 
verbindendes Narrativ der 2. Republik 
ist. Und natürlich, es gibt auch jene, die 
das Sozialsystem ausnützen – aber ver-
einzelt! Und dagegen vorzugehen ist 
nicht reaktionär, sondern notwendig 
für alle jene, welche die Unterstützung 
durch staatliche Transfers brauchen. 

Die Agenda dieser Reformregie-
rung zeigt sich eindeutig in ihren Wor-
ten und Taten – z. B. die der Ein-
führung des 12 Stunden Arbeitstages 
im Eiltempo oder der Entscheidung 
zum Karfreitag: zu Gunsten der Wirt-
schaft. Und es gibt ein klares Bekennt-
nis im Handeln der Verantwortlichen 
zur Ungleichbehandlung: „Die Flei-
ßigen sollen belohnt werden, und dann 
gibt es die Flüchtlinge“. Diese Perso-
nengruppe ist für die Regierung außer-
ordentlich nützlich und es wird nicht 
damit gespart, mit dem Thema poli-
tisches Kapital zu generieren. Folgende 
Frage drängt sich auf: Wenn die Regie-
rung sich an diesen Personen abgear-
beitet hat, wer kommt dann? 

Neu sind auch die Art und Weise der 
Regierung, soziale Organisationen in 
einem abwertenden Ton zu disqualifi-
zieren und ihnen Geschäftsinteressen 
zu unterstellen. Mitunter wird auch das 
Klischee der gewinnorientierten NPOs 
bedient, was bereits dem Namen nach 
unrichtig ist: NPOs sind NON FOR 

NPOs zwischen Wegschauen und Widerstand: Wie können NPOs und die 
Zivilgesellschaft handeln im Sinne einer pluralistischen Demokratie?  

Prof. (FH) 
Mag. Thomas Schweinschwaller 
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und mutige NPOs gefragt.

Was können wir tun? 

Eine förderliche Haltung dem Rechts-
populismus der Regierung zu begegnen 
ist, wachsam zu sein und deutlich Farbe 
zu bekennen, wo der Weg der Konsens-
demokratie verlassen wird, der sich 
durch Verhandlung und Partizi pation 
auszeichnet. Hierzu gibt es z. B. die 
Möglichkeit zur aktiven Diskussion 
mit den gewählten MandatarInnen und 
das bewusste Unterstützen von unab-
hängigen Medien. Nicht nur Demons-
trationen sind hier möglich, sondern 
auch das Nutzen von digitalen Wegen 
der Solidarität wie eine österreichische 
Plattform (www.aufstehn.at) erfolg-
reich zeigt. 

Geschichtsbewusstsein aktivieren

„Nie wieder!“ ist und war ein klares 
Bekenntnis der Zivilgesellschaft und 
Politik als Lehre nach den Grauen 
des 2. Weltkrieges. Aus den Entwick-
lungen am Beginn des 20. Jahrhunderts 
können wir erkennen, dass der Tota-
litarismus durch viele kleine, häufig 
unmerkliche Schritte systematisch vor-
bereitet wurde: Wenn Demonstrations-
rechte eingeschränkt werden und kri-
tische Stimmen verunglimpft werden, 
dann aktiviert wohl ein Blick zurück 
und ins Ausland zum deutlichen Nein. 
Wenn wiederum NPOs und zivilge-

Bärenstarke 
Volksgesundheit

In Stunden stiller Ohnmacht male 
ich mir aus, wie es sich lebte, wäre 
ich die Bundespräsidentin von Öster-
reich, und zwar eine, die ihr Amt 
sehr intensiv ausübte. Gleichsam als 
gemäßigte Diktatur. Gemach, entpö-
ren Sie sich gleich wieder! Im echten 
Leben bin ich eine glühende Demo-
kratin (daher auch die Ohnmacht). 
Aber in der Fantasie führe ich mein 
Volk wie eine Mischung aus Edith 
Klinger und Dschinghis Khan. Mir ist 
nämlich aufgefallen – ich bin ja in den 
„sozialen“ Medien und wage mich 
manchmal in die Kommentar-Einge-
weide der Zeitungen – dass viele Mit-
bürger nach einer strengeren Hand 
schreien. Sie wollen einen Staat, der 
ihnen Sicherheit in überfordernden 
Zeiten bietet. Der starke Mann soll 
her. Ich wäre zwar ein lausiger Mann, 
kann aber drei Klimmzüge! Ich bin 
stark wie eine hungrige Bärin!

Als oberste Staatsgewalt wäre ich 
zu den Autoritätsgläubigen wie eine 
Mutter zu ihren wahnsinnigen Kin-
dern. Wehe, ich erwischte mein Volk 
mit minderwertigen Drogen! Sodann 
wäre für alle nach dem dritten Bier 
Schluss, das gilt auch für mich selbst. 
Das Rauchen bliebe erlaubt, aller-
dings gibt es Tschickpackerl nur, 
wenn die Schmaucher in der Tra-
fik unter strenger Aufsicht auf einem 
Hometrainer zehn Kilometer herun-
tergeradelt haben. Damen dürften 
leider keine Stöckelschuhe mehr tra-
gen, Männer keine Autos mit mehr als 
100 PS fahren. 

Am meisten erhoffe ich mir davon, 
dass mental kranke Menschen stets 
ein Warntaferl um den Hals tragen, 
mit der Aufschrift „Obacht, Blöd-
sinn!“ Damit meine ich nicht unver-
schuldet schizophrene oder gar 
depressive Mitmenschen, sondern 
solche, die glauben, man löste dring-
liche Probleme, indem man Asylwer-
ber um 1,50 € arbeiten lässt und den 
Bedürftigen auch noch das Spenden-
geld wegnimmt.

Ihre Weinbergschnecke

sellschaftliche Initiativen angegriffen 
werden, dann ist es möglich diesen 
Abwertungen Aufwertungen entgegen-
zusetzen, indem so viele NutzerInnen 
wie möglich gute Geschichten über 
ihre HelferInnen und Organisationen 
als stärkende Geschichten verbreiten 
oder demonstrativ für sie spenden.  

Zusammen sind wir viele: Gelebte 
Solidarität 

NPOs und zivilgesellschaftliche Initia-
tiven bestehen aus vielen Menschen 
und ihren Netzwerken. Wenn anstelle 
von Eigennutzen und Grabenkämp-
fen, eine gelebte Solidarität hergestellt 
wird, dann gibt es viele WächterInnen 
für eine solidarische Gesellschaft. 
Dadurch können Gräben, die durch 
Spaltungen und Ausgrenzung entste-
hen, gekittet werden, indem sie für eine 
vielfältige Gesellschaft einstehen.  

Wenn wir uns kurz in die Zukunft 
beamen, dann sind es unser Tun oder 
unser Lassen, das auf uns und unsere 
Nachkommen Wirkung haben wird. 
Aus meiner Sicht fordert uns die aktu-
elle Entwicklung heraus, uns folgende 
Frage zu stellen: Für welche Zukunft 
wollen wir unsere Beiträge geleistet 
haben? Ist es Zeit, aktiv zu werden?

Prof. (FH) 
Mag. Thomas Schweinschwaller 
www.vielfarben.at/das-team 

7 Videos zur Aktualität der Katholischen Soziallehre

In 7 kurzen Videos (insgesamt 20 Minuten) erklärt die Direktorin der Katholischen 
Sozialakademie Österreichs (ksoe) Magdalena Holztrattner die Katholische Sozial
lehre. Die Videos stellen dabei die Prinzipien der Soziallehre vor: Personalität, 
Gemeinwohl, Solidarität, Subsidiarität, Nachhaltigkeit und Option für die Armen. 
Siehe: https://www.ksoe.at/themen/soziale-gerechtigkeit-6693



Identitäres Christentum 
und neue Rechte 

Es wäre ein Missverständnis, in der 
Neuen Rechten Europas eine einfache 
Wiederkehr der alten Faschismen 
zu sehen. Bezüge auf faschistisches 
Gedankengut sind im Einzelnen zwar 
tatsächlich nachweisbar. Doch paral-
lel dazu haben sich während der letz-
ten Jahrzehnte wesentliche Verschie-
bungen in der ideologischen Matrix 
der Neuen Rechten ereignet, die es 
im Auge zu behalten gilt, um verein-
fachende Stereotypisierungen zu ver-
meiden.

Die Nouvelle Droite in Frankreich

Wesentlicher Bezugspunkt dieses 
Transformationsprozesses ist die fran-
zösische „Nouvelle Droite“ (ND), rund 
um ihre intellektuelle Gallionsfigur 
Alain de Benoist (*1943), die sich im 
Frankreich der 60er-Jahre etablierte. 
Ziel der ND war es, historisch belastete 
Begriffe zu vermeiden, um „rechte“ 
Positionen auf diese Weise wieder 
anschlussfähig an zeitgenössische 
Debatten zu machen. Das Ergebnis war 
eine „politisch korrekte“ Rechte, die 
auf unterschiedlichen Wegen schließ-
lich die gesamte Rechte Europas, vom 
Vlaams Belang in Belgien, über die 
Lega Nord in Italien bis hin zu Kreisen 
rund um Vladimir Putin beeinflusste.

Als ideologische Kernstücke der ND 
lassen sich die folgenden Aspekte nen-
nen: Erstens verabschiedete die ND 
den Rassismus der „Alten Rechten“ zu 
Gunsten des Konzepts des „Ethnoplu-
ralismus“. Die Welt besteht demnach 
aus einer Vielfalt prinzipiell gleich-
wertiger, in sich relativ homogener eth-
nokultureller Identitäten, wobei die 
Unterschiede zwischen diesen nicht 
mehr biologisch, sondern vor allem 
kulturell bestimmt werden.

Die Neue Rechte übt, zweitens, Kri-
tik an Universalismus und Egalitaris-
mus. Benoist betont, dass jede Kul-
tur ihr eigenes Wertesystem in sich 
trage und sich folglich einer Beurtei-
lung „von außen“ entzieht. Vehement 
wendet sich Benoist in diesem Sinn 
gegen die „Ideologie der Menschen-
rechte“ mit ihrem angeblich abstrakten 
Individualismus. 

Die klare Unterscheidung ethno-
kultureller Identitäten ist, drittens, die 
Voraussetzung des prodemokratischen 
Pathos der „Neuen Rechten“. Dieses 
meint nicht die liberale repräsenta-
tive Demokratie, sondern zielt auf For-
men einer direkten Demokratie inner-
halb der Grenzen ethnisch homogener 
Gemeinschaften. Das Eintreten für den 
Ausbau „direkter Demokratie“, wie es 
sich in den Parteiprogrammen der AfD 
und der FPÖ findet, hat hierin seinen 
ideologischen Fluchtpunkt.

Hinsichtlich ihrer religiösen Orien-
tierung schwankt die Neue Rechte zwi-
schen Formen eines identitären Chri-
stentums und einem neuen „Heiden-
tum“.

Identitäres Christentum

Auch das identitäre Christentum lässt 
sich durch drei Merkmale kennzeich-
nen: Erstens sticht der Versuch her-
vor, Christentum und Nation in einen 
konstitutiven Zusammenhang zu brin-
gen. Das Christentum erscheint dabei 
als spirituelle Quelle und identitäts-
stiftendes Merkmal der Nation. Die 
Kennzeichnung Ungarns als christliche 
Nation in der neuen ungarischen Ver-
fassung (2011) und die Aussagen des 
sich selbst als „Katholiken“ bezeich-
nenden Vordenkers der Neuen Rechten 
in Deutschland, Götz Kubitschek, der 

vom deutschen Volk als einem „Ent-
wurf Gottes“ spricht, gehen in diese 
Richtung. 

Ein zweites Kernelement besteht 
in der Relativierung des universalen 
Anspruchs des christlichen Ethos. 
Der biblische Nächste wird dabei im 
Sinne ethnischer Zugehörigkeit ver-
standen und die biblische Feindes-
liebe (Mt 5,44) konsequent auf die 
Mitglieder der eigenen ethnischen 
Gemeinschaft eingeschränkt.

Drittens knüpft die christliche Neue 
Rechte an die militanten Elemente der 
christlichen Tradition wie die Kreuz-
züge an. Die Beschwörung eines wehr-
haften christlichen Abendlandes fin-
det sich gleichermaßen in der von der 
„Identitären Bewegung“ verwendeten 
Symbolik wie z. B. in den Reden Vik-
tor Órbans.

 Das identitäre Christentum ist bei 
näherer Betrachtung nur um den Preis 
einer äußert selektiven Rezeption der 
christlichen Tradition zu haben. Es 
steht in offensichtlichem Widerspruch 
zu zentralen Dokumenten des Zweiten 
Vatikanischen Konzils und des Öku-
menischen Rats der Kirchen.

Neues Heidentum – die religiöse 
Alternative für Europa?

Manche VertreterInnen der Neuen 
Rechten sind sich dieses Widerspruchs 
durchaus bewusst. So wirbt Benoist für 
einen radikalen Bruch mit dem Chri-
stentum und die Rückbesinnung auf 
ein postmodernes Heidentum, wobei er 
den subjektiven Charakter dieser Präfe-
renz offen eingesteht. Die „reine Wahr-
heit“ ist für Benoist „unentscheidbar“ 
und verlangt deswegen nach einem Akt 
heroischer Setzung.

Hier spricht sich offen aus, was 
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Das Erstarken von neonationalistischen Bewegungen ist eine der größ-
ten Herausforderungen des gegenwärtigen Europas. Die christlichen Kir-
chen sind mit dem Rückgriff auf vermeintlich christliche Elemente kon-
frontiert.

Dr. theol. Sebastian Pittl, Institut für 
Weltkirche und Mission, Frankfurt am 
Main



Folgende Bücher sind im Sozialreferat 
entlehnbar:

P. Solon (Hrsg.): Systemwandel. 
Alternativen zum globalen Kapital-
ismus. Mandelbaum Verlag, Wien, 
Berlin 2018, 272 Seiten.
Der Herausgeber sammelt in diesem 
Band Alternativen zum Kapitalis-
mus hauptsächlich aus Lateinamerika. 
In den letzten Jahren sind eine Viel-
zahl dieser Konzepte entworfen wor-
den, die die Bereiche gerechter Handel, 
Klima gerechtigkeit und  Konzernmacht 
betreffen. Diese Denkansätze machen 
klar, dass es nicht die eine Antwort für 
die richtige sozio-ökonomische Trans-
formation gibt, sondern diese Konzepte 
lassen sich komplementär einsetzen.

Die Alternativen heißen Commons, 
Ökofeminismus, Degrowth, Rechte 
der Mutter Erde, Deglobalisierung. Am 
Ende des Sammelbandes werden auch 
die Diskussionen zu diesem Thema im 
deutschsprachigen Raum vorgestellt 
und es gibt weiterhin viel Diskussions- 
und Handlungsbedarf.

H. Kromp-Kolb/H. For mayer: +2 
Grad. Warum wir uns für die Ret-
tung der Welt erwärmen soll ten. 
Mol den Verlag, Wien-Graz 2018, 
207 Seiten.
Die Folgen eines ungebremsten Klima-
wandels wären katastrophal. Es genügt 
nicht, nur die Folgen technologisch 
zu bekämpfen, sondern es muss eine 
Änderung unseres Lebensstils sowie 
unseres ganzen Finanz- und Wirt-
schaftssystems erfolgen. Es reicht nicht 
aus, sich nur zu Klimazielen zu beken-
nen (Klimakonferenzen), es muss auch 
gehandelt werden. 

Österreich ist bei der Umsetzung 
leider kein Musterland, sondern befin-
det sich eher im hinteren Drittel der 
Staaten. Allein Lösungen von den poli-
tischen EntscheidungsträgerInnen zu 
erwarten ist zu wenig. Es gibt auch 
viele Möglichkeiten den eigenen 
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auf verdeckte Weise bei fast allen 
AkteurInnen der Neuen Rechten zu 
finden ist. Deren grundlegende reli-
giös-politische Identitätsbestim-
mungen entpuppen sich bei näherer 
Betrachtung allesamt als Ausdruck 
mehr oder weniger willkürlicher Set-
zungen. Dies gilt für Benoists Neu-
heidentum wie für die Bestimmungen 
christlich-ungarischer Nationalität 
in der ungarischen Verfassung oder 
die Vorstellungen zur deutschen und 
österreichischen Identität innerhalb 
der „Identitären Bewegung“ oder der 
AfD. Neurechte Identitätsbestim-
mungen sind in ihrem Kern allesamt 
geprägt von einem: „Wir sind, wer 
auch immer wir sagen, dass wir sind“.

Sebastian Pittl, Dr. theol., Studium der 
katholischen Theologie in Wien und 
Madrid; Forschungsschwerpunkte: 
Politische Theologie, Befreiungs- und 
Postkoloniale Theologie; Institut für 
Weltkirche und Mission (Frankfurt/
Main), verantwortlich für den For-
schungsbereich Interkulturelle Theo-
logie.

Lebensstil zu verändern und dadurch 
etwas zum Klimaschutz beizu tragen. 

V. Bohrn Mena: Die neue Arbei-
terInnenklasse. Menschen in pre-
kären Verhältnissen. ÖGB-Verlag, 
Wien 2018, 206 Seiten.
Die Formen der atypischen Beschäf-
tigungen nehmen zu, während die 
Normal arbeitsverhältnisse ständig we-
niger werden. Die Autorin gibt zuerst 
einen guten Überblick über die Ent-
wicklung prekärer Arbeit in Europa 
seit den 80er Jahren des vorigen Jahr-
hunderts v. a. durch die Zunahme der 
Flexibilisierung (Deregulierung) am 
Arbeitsmarkt. Nach der Betrachtung 
der Zahlen folgt die Schilderung des 
Arbeitsalltages und des Privatlebens 
von prekär Beschäftigten, einem Lie-
feranten, einer unfreiwillig Teilzeit 
Beschäftigten, einem sogenannten Ein-
personen-Unternehmer, unfreiwilligen 
Praktikanten usw. Dadurch bekommt 
man ein Gefühl, was niedrige Löhne, 
fehlender rechtlicher Schutz und man-
gelnde soziale Absicherung für Men-
schen bedeuten. 

In einem Epilog geht die Auto-
rin noch auf die Maßnahmen der jet-
zigen Bundesregierung ein, die teil-
weise massive Verschlechterungen für 
die ArbeitnehmerInnen bringen. Als 
Gegenmaßnahme schlägt sie kollek-
tives und solidarisches Agieren der 
lohnabhängigen Menschen vor, sich zu 
Wort zu melden, sich zu organisieren 
und dagegenzuhalten.

In eigener Sache

Dieser Ausgabe von INTERESSE 
liegt ein Zahlschein bei. 

Wir ersuchen Sie um Einzahlung 
eines freiwilligen 
Druckkostenbeitrages von 
9 Euro für das Jahr 2019. 

Vielen Dank für Ihre Unterstützung!

Anmeldung: 
sommerakademie@aspr.ac.at
www.friedensburg.at
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Kultur-Sozial-Stammtisch und 
Sommerfest
Mi., 19. Juni 2019, 18 Uhr, Cardijn- 
Haus, Kapuzinerstraße 49, 4020 Linz



LAUDATO SI‘ Preis der Diözese 
Linz 2019: Ökofaire Feste
Einladung zur Preisverleihung
Fr., 4. Okt. 2019, 18.30 Uhr 
Bildungszentrum Maximilianhaus
Gmundner Straße 1b, 
4800 AttnangPuchheim
Festvortrag: Helga Kromp-Kolb
Biofaires Buffet
Um Anmeldung wird gebeten: 
sozialreferat@dioezeselinz.at 
(0732) 76 10 – 32 51

ksoe Innovation Lab 

Soziale 
Verantwortung

JÄNNER 2020 - 
JÄNNER 2021

Lehrgang für ZukunftsgestalterInnen

Nähere Informationen: 
konstanze.pichler@ksoe.at 

7 Module: Wien - Brüssel - Barcelona

Gesellschaftliche Spaltung, soziale Ungleichheit, Klima-
krise: Christinnen und Christen sind aufgefordert, Stellung 
zu beziehen und mutig zu handeln. 
 
Der neue kose-Lehrgang bietet sozial-ethische Orienti-
rung, Inspiration durch lebbare Alternativen und viele hilf-
reiche Werkzeuge, um zukunftsfähige Initiativen konkret 
umzusetzen. 
 
In einer internationalen, vielfältigen Gruppe wird gemein-
sam experimentiert, geübt, reflektiert, gelernt... 

... um eine menschenwürdige Welt zu gestalten, die 
auch für zukünftige Generationen lebenswert ist.12. Sternwallfahrt nach St. 

Radegund: Auf den Spuren von 
Franz Jägerstätter
„Von der Ohnmacht zur 
Wirkmacht”
Sa., 1. Juni 2019, ab 12 Uhr
www.kmb.or.at oder bei KMB Linz: 
Mag. Wolfgang Bögl
 (0723) 76 10-34 61

Politisches Gebet für Demokratie 
und Menschlichkeit
Do., 13. Juni, 17.15 Uhr, Kreuzschwes-
ternkirche, Wurmstraße 5, 4020 Linz

Pax Christi OÖ:
Vollversammlung mit Studienteil
Fr., 28. Juni 2019 in der Stadtpfarre 
Linz, Pfarrplatz 4
16 bis 18 Uhr: Vollversammlung, 
ab 19 Uhr: Studienteil zum Thema 
„Soziokratie – Die bessere Demo-
kratie?“ mit Mag. Markus Pröstler-
Feichtinger
Anmeldung:  (0732) 76 10-3251, 
pax.christi@dioezese-linz.at

Ökumenische Sommerakademie: 
Die gespaltene Gesellschaft
Mi., 10. bis Fr., 12. Juli 2019 im Stift 
Kremsmünster/Kaisersaal
10. Juli, 18 Uhr: Empfang durch LH 
Mag. Thomas Stelzer
Moderation: Dr. Helmut Obermayr
Anmeldung bis 5. Juli: Katholische 
Privatuniversität Linz, 
 (0732) 78 42 93 oder 
sommerakademie@ku-linz.at


